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Protokoll der Mitgliederversammlung 2007 
 
 
Ort: Erfthalle in Kerpen Türnich 
 
Datum/Zeit: 25. April 2007 
 10:00 - 16:30 Uhr 
 
Mitglieder: 91 Delegierte, 72 Gastdelegierte (s. Anhang Nr. 1) 
 
 
 
TOP   1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit durch Frau Dr. Renn 
 Dr. Uta Renn begrüßt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer.  

Einen besonderen Gruß richtet sie an: Minister Armin Laschet, die Bürger-
meisterin von Kerpen, Marlies Sieburg, die stellvertretende Bürgermeisterin 
Hildegard Diekhans, Jakob Müller, den Vorsitzenden des Seniorenbeirates der 
Stadt Kerpen und die anwesenden Ehrengäste. Ein besonderer Gruß gilt den 10 
neuen Mitgliedern der LSV NRW. 
In einer Gedenkminute werden die Verstorbenen des letzten Jahres geehrt. 
Danach  wird die Beschlussfähigkeit festgestellt. 

 Anschließend gibt Gaby Schnell Informationen zur Organisation des Tages. 
 
 
TOP   2 Grußworte  

Minister Armin Laschet  
(Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration NRW) 
Marlies Sieburg, Bürgermeisterin der Stadt Kerpen 
Jakob Müller, Vorsitzender des Seniorenbeirates der Stadt Kerpen 

 
 
TOP   3 Wahl einer Protokollführerin/eines Protokollführers  

Dr. Uta Renn schlägt Hilde Jaekel, die Schriftführerin des Vorstandes, als Proto-
kollführerin vor. Der Vorschlag wird ohne Gegenstimme angenommen. Hilde Jae-
kel nimmt die Wahl an. 
 
 

TOP   4 Annahme/Erweiterung der Tagesordnung  
Die Tagesordnung  wird in der vorgelegten Form angenommen. 
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TOP   5 Abstimmung über die zugestellte Geschäftsordnung 
Die Geschäftsordnung wird in der  vorgelegten Form angenommen. 

 
 
TOP   6 Bestätigung des Protokolls der Mitgliederversammlung 2006 

Dr. Uta Renn weist darauf hin, dass innerhalb der satzungsgemäßen Frist von 
vier Wochen nach Zugang des Protokolls keine schriftlichen Einwendungen in 
der Geschäftsstelle eingegangen sind. Damit ist das Protokoll bestätigt.  

 
 
TOP   7 Berichte 

a) Rechenschaftsbericht 2006 – Erledigung der Anträge aus 2006  
Der Rechenschaftsbericht 2006 ist allen Mitgliedern schriftlich zugestellt 
worden. Dr. Uta Renn erläutert den Rechenschaftsbericht und hebt die 
Schwerpunkte der Arbeit  im Jahr 2006 hervor. Diese waren insbesondere: 

• Mitgliederentwicklung 
• Projekte der LSV NRW 
• Besondere Aktivitäten der LSV NRW 

 
Anschließend übergibt Dr. Uta Renn das Wort an Egon Backes. Er ruft die Be-
richte über die Erledigung der Anträge 2006 auf und erteilt den Bericht-
erstattern/innen das Wort. 

 
Berichterstatter/innen: 
Dr. Uta Renn:  Anträge 1, 2, 3, 7, 8, 13, 14    
Eleonore Köth-Feige: Anträge 4, 5, 6, 9, 17 
Wilhelm Krümpelmann:  Anträge 10, 12 
Ruth Hunecke:  Anträge 11, 18 
Hilde Jaekel:  Anträge 15, 16 
(Schriftliche Berichte, s. Anhang Nr. 2) 
 
Dr. Uta Renn übernimmt wieder die Versammlungsleitung. 
 
b)  Bericht des Schatzmeisters 

Wilhelm Krümpelmann gibt einen ausführlichen Bericht über die Kassen-
geschäfte. Nähere Einzelheiten sind dem Rechenschaftsbericht zu ent-
nehmen. (Schriftliche Erläuterungen, s. Anhang 4) 

 
c) Bericht der Kassenprüfer 

Dr. Uta Renn erteilt dem Kassenprüfer Ernst-Otto Löhmer das Wort. 
Dieser trägt den Kassenbericht vor. Die Kassengeschäfte wurden ordnungs-
gemäß geführt. Es gab bei der Prüfung keine Beanstandungen. 
 
Dr. Uta Renn dankt Herrn Löhmer für den Bericht und bedankt sich bei bei-
den Kassenprüfern, Ernst-Otto Löhmer und Hans-Jürgen Schütz, für die ge-
leistete Arbeit.  
 

d) Aussprache 
Dr. Uta Renn ruft zur Aussprache zu den Berichten auf und bittet um Wort-
meldungen. Es kommt zu einer kurzen Aussprache.  

  
e) Entlastung des Vorstandes 

Dr. Uta Renn ruft den Tagesordnungspunkt auf. Der Kassenprüfer, Herr 
Löhmer, stellt den Antrag auf Entlastung des Vorstandes. Die Entlastung des 
Vorstandes erfolgt einstimmig. 
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TOP   8 Vorstellung der Kandidatinnen und Kandidaten 
Dr. Uta Renn verweist auf die schriftlich vorliegenden Lebensläufe der Be-
werberinnen und Bewerber und schlägt vor, die persönliche Vorstellung auf 
Wunsch nach Aufruf der Kandidaturen vorzunehmen. Es erfolgt kein Wider-
spruch. 
 
 

TOP   9 Wahlen 
a) Wahl eines Wahlausschusses 

Dr. Uta Renn nennt die vom Vorstand vorgeschlagenen Mitglieder des 
Wahlausschusses: Gerda Danz, Dieter Jaekel, Herbert Klemens, Irmgard 
Scheinemann und Hans-Jürgen Schütz. Barbara Eifert wird bei der Aus-
zählung helfen. 
Die Abstimmung über die Vorschläge erfolgt per Handzeichen. 
Die Vorschläge werden ohne Gegenstimme angenommen. Die vor-
geschlagenen Personen nehmen die Wahl an.  

  
b) Wahl der Wahlleiterin/des Wahlleiters und Wahl der Stimmen-

zähler/innen 
Dr. Uta Renn schlägt Ministerialrat Peter Fettweis als Wahlleiter vor und bit-
tet um Handzeichen und Gegenprobe. 
Peter Fettweis  wird ohne Gegenstimme gewählt. Er nimmt die Wahl an. 
Dr. Uta Renn schlägt die Mitglieder des Wahlausschusses als Stimmen-
zähler vor.  
Der Vorschlag wird angenommen. Die vorgeschlagenen Personen nehmen 
die Wahl an.  
 

Herr Fettweis übernimmt die Wahlleitung. 
 

b) Wahl der/des Vorsitzenden 
Vorgeschlagen wird Dr. Uta Renn. Weitere Vorschläge werden nicht ge-
macht. Persönliche Vorstellung wird nicht gewünscht. Die Wahl erfolgt ge-
mäß § 10 GO/MV Wahlen geheim. 
Ergebnis:  Abgegebene Stimmen: 94 
 93 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme 
Dr. Uta Renn nimmt die Wahl an. 
 

c) Wahl von zwei stellvertretenden Vorsitzenden 
Vorgeschlagen werden Egon Backes und Gaby Schnell. Weitere Vor-
schläge werden nicht gemacht. Persönliche Vorstellung wird nicht ge-
wünscht. Geheime Wahl wird beantragt. 
Ergebnis:  Abgegebene Stimmen: 99 

Egon Backes erhält 90 Ja-Stimmen. 
Gaby Schnell erhält 91 Ja-Stimmen. 

Die Gewählten nehmen die Wahl an. 
 

d) Wahl einer Schatzmeisterin/eines Schatzmeisters 
Vorgeschlagen wird Wilhelm Krümpelmann. Weitere Vorschläge werden 
nicht gemacht. Persönliche Vorstellung wird nicht gewünscht. Die Wahl er-
folgt per Akklamation. 
Ergebnis: Die Wahl erfolgt einstimmig. 
Der Gewählte nimmt die Wahl an. 
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e) Wahl einer Schriftführerin/eines Schriftführers 
Vorgeschlagen wird Hilde Jaekel. Weitere Vorschläge werden nicht ge-
macht. Persönliche Vorstellung wird nicht gewünscht. Die Wahl erfolgt per 
Akklamation. 
Ergebnis: Die Wahl erfolgt einstimmig. 
Die Gewählte nimmt die Wahl an. 
 

f) Wahl von vier Beisitzerinnen oder Beisitzern 
Vorgeschlagen werden: Jobst Heberlein, Rudolf Kalthoff, Rolf Kauls und 
Eleonore Köth-Feige. Weitere Vorschläge werden nicht gemacht. Persön-
liche Vorstellung wird bei den beiden erstmalig Kandidierenden, Jobst Heb-
erlein und Rudolf Kalthoff, gewünscht. Die Wahl erfolgt per Akklamation. 
Ergebnis: Die Wahl erfolgt bei 3 Enthaltungen ohne Gegenstimmen. 
Die Gewählten nehmen die Wahl an. 
 

h) Wahl von zwei Kassenprüferinnen/Kassenprüfern 
Vorgeschlagen werden: Ernst-Otto Löhmer und Hans-Jürgen Schütz. 
Weitere Vorschläge werden nicht gemacht. Die Wahl erfolgt per Akklama-
tion. Persönliche Vorstellung wird nicht gewünscht.  
Ergebnis: Die Wahl erfolgt einstimmig. 
Die Gewählten nehmen die Wahl an. 
 

Dr. Uta Renn übernimmt wieder die Versammlungsleitung. 
 
 

TOP  10 Abschiedsworte der bisherigen stellvertretenden Vorsitzenden  
 Ruth Hunecke   

Ruth Hunecke erhält das Wort, bedankt sich für die Zusammenarbeit und er-
läutert die Schwerpunkte ihrer Arbeit in den zurückliegenden sechs Jahren.   

 
 
TOP  11 Anträge  
 

Dr. Uta Renn ruft den TOP 11 auf und übergibt die Versammlungsleitung an 
Egon Backes  
 
Egon Backes erläutert, dass in diesem Jahr die Antragsberatungskommission be-
reits gemäß § 8 Abs. 3 der Geschäftsordnung der Mitgliederversammlung zu-
sammengesetzt worden ist. Sie besteht aus Mitgliedern des Vorstandes und je-
weils einem Mitglied einer Antrag stellenden Seniorenvertretung. 
Darüber hinaus hat die Vorbereitungskommission für die Mitgliederversammlung 
bereits in der Sitzung vom 14.08.06 beschlossen, dem Vorstand zu empfehlen, 
künftig bei Aufruf der Anträge zunächst dem/der Antragsteller/in das Wort zu er-
teilen und erst danach die Empfehlung der Antragsberatungskommission aufzu-
rufen. Der Vorstand hat diese Empfehlung aufgegriffen.  
(Behandlung der Anträge 2007, s.  Anhang Nr. 3)   
 
Dr. Uta Renn übernimmt wieder die Versammlungsleitung 

 
 
TOP 12 Verschiedenes 

 Dr. Uta Renn ruft den Tagesordnungspunkt 12 auf und bittet um Redebeiträge.  
- Es werden verschiedene Termine von Veranstaltungen  bekannt gegeben. 
- Hiltrud Wessling macht auf die EU-Richtlinie aufmerksam, die die Alten-

pflegeausbildung nicht anerkennt (s. Anhang Nr. 5). 
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TOP 11 Schlusswort Gaby Schnell 
Gaby Schnell dankt allen, die an der Vorbereitung der Mitgliederversammlung 
mitgewirkt haben. Sie freut sich über die gut verlaufene Versammlung und ver-
sichert den Anwesenden, dass der Vorstand weiterhin zum Wohle der Mitglieder 
tätig sein wird. Sie verweist insbesondere auf die geplanten Seminare für die Mit-
glieder und die Dresdenfahrt vom 7. – 11. Oktober 2007. 
 

 
 
02. Mai 2007 
 
 
 
 
 
Dr. Uta Renn  Hildegard Jaekel 
Vorsitzende  Schriftführerin 
 
 
Anhang Nr.  1 Anwesenheitsliste 
Anhang Nr.  2 Berichte Anträge 2006 
Anhang Nr.  3 Anträge 2007 
Anhang Nr.  4 Bericht des Schatzmeisters 
Anhang Nr.  5 Beitrag von Hiltrud Wessling 
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Anwesende, stimmberechtigte Seniorenvertretungen:  

Anhang Nr. 1 

1.  Aachen, Kreis 
2.  Aachen, Stadt 
3.  Altenberge 
4.  Arnsberg 
5.  Bergisch Gladbach 
6.  Bielefeld 
7.  Bochum 
8.  Bönen 
9.  Borken 
10.  Bottrop 
11.  Dörentrup 
12.  Dorsten 
13.  Dortmund 
14.  Duisburg 
15.  Düren 
16.  Düsseldorf 
17.  Erftstadt 
18.  Erkrath 
19.  Eschweiler 
20.  Essen 
21.  Geldern 
22.  Gelsenkirchen 
23.  Gladbeck 
24.  Greven 
25.  Grevenbroich 
26.  Gütersloh 
27.  Hagen 
28.  Haltern 
29.  Hemer 
30.  Herne 
31.  Herzebrock-Clarholz 
32.  Herzogenrath 
33.  Hürth 
34.  Ibbenbüren 
35.  Iserlohn 
36.  Kalletal 
37.  Kerpen 
38.  Kevelaer 
39.  Köln 
40.  Krefeld 
41.  Leverkusen 
42.  Lohmar 
43.  Löhne 
44.  Lüdinghausen 
45.  Lünen 
46.  Marl 
47.  Meschede 

 
 

48.  Mettmann 
49.  Minden 
50.  Moers 
51.  Monheim 
52.  Morsbach 
53.  Mülheim 
54.  Münster 
55.  Niederkassel 
56.  Oberbergischer Kreis 
57.  Oberhausen 
58.  Olpe 
59.  Overath 
60.  Porta Westfalica 
61.  Pulheim 
62.  Ratingen 
63.  Recklinghausen 
64.  Remscheid 
65.  Rheda-Wiedenbrück 
66.  Rhede 
67.  Rheine 
68.  Rheinisch-Bergischer-Kreis 
69.  Rommerskirchen 
70.  Rösrath 
71.  Schwerte 
72.  Selm 
73.  Siegen 
74.  Soest 
75.  Solingen 
76.  Sprockhövel 
77.  Steinhagen 
78.  Straelen 
79.  Sundern 
80.  Troisdorf 
81.  Übach-Palenberg 
82.  Voerde 
83.  Waltrop 
84.  Wermelskirchen 
85.  Wesel 
86.  Wesseling 
87.  Wetter 
88.  Willich 
89.  Wülfrath 
90.  Wuppertal 
91.  Würselen 
 
Nicht stimmberechtigte  
Seniorenvertretung:  
1 Unna 

 



Landesseniorenvertretung NRW e. V.  Protokoll der Mitgliederversammlung 2007 

Seite 7 von 16  

Nicht anwesende Seniorenvertretungen: 
 

1. Ascheberg 
2. Bad Lippspringe 
3. Bad Oeynhausen 
4. Bocholt 
5. Burscheid 
6. Datteln 
7. Detmold 
8. Dinslaken 
9. Erwitte 
10. Espelkamp 
11. Extertal 
12. Geseke 
13. Halle 
14. Halver 
15. Hamm 
16. Hattingen 
17. Herford 
18. Hilden 
19. Hüllhorst 
20. Issum 
21. Kierspe 
22. Kirchlengern 
23. Kreuztal 
24. Kürten 
25. Langenberg 
26. Lengerich 
27. Lippstadt 
28. Marsberg 
29. Nachrodt 
30. Oerlinghausen 
31. Preußisch Oldendorf 
32. Rees 
33. Rheinberg 
34. Rietberg 
35. Schieder-Schwalenberg 
36. Sendenhorst 
37. Spenge 
38. Vlotho 
39. Werne 
40. Wesel, Kreis 
41. Zülpich 
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Anhang Nr. 2  Berichte Anträge 2006 
 

Antrag Nr. 1 wurde mehrheitlich abgelehnt. 
 
Antrag Nr. 2  Überleitung vom Krankenhaus in die Pflege gem. § 3 Landespflegegesetz 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich bei der Landesregierung bzw. 
beim Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) dafür einzusetzen, 
dass die Überleitung vom Krankenhaus in die Pflege gem. § 3 Landespflege-
gesetz trägerunabhängig erfolgt.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung: Dr. Uta Renn 
Ergebnis: Der Gesetzgeber ist informiert, sieht sich jedoch - über das in § 3 bereits Fest-

gelegte - außerstande, hier noch weiter tätig zu werden. 
Die LSV NRW hat sich dafür eingesetzt, dass die Bedeutung der Überleitung 
nach § 3 Landespflegegesetz durch die Aufnahme auf die Priorisierungsliste un-
terstrichen wurde. 
Zudem hat die LSV NRW bei der Landesstelle Pflegende Angehörige die Er-
stellung einer Checkliste für den Übergang vom Krankenhaus in die Pflege an-
geregt. Diese Checkliste wird in diesem Jahr erstellt. Sie richtet sich an Be-
troffene.  

 
Antrag Nr. 3  Zugang zu Leistungen im Gesundheitswesen durch ältere Menschen 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich bei Bund und Land dafür ein-
zusetzen, dass älteren Menschen nicht länger der Zugang zu Leistungen im Ge-
sundheitswesen verwehrt wird.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung: Dr. Uta Renn 
Ergebnis:  Gespräche mit Krankenkassen und kassenärztlicher Vereinigung haben leider 

ergeben, dass mit der Gesundheitsreform, die zum 1. April in Kraft tritt, die Leis-
tungen für ältere Menschen eher noch stärker eingeschränkt werden. Das Ge-
sundheitspräventionsgesetz, mit dem wir uns eine Verbesserung im Bereich der 
Tertiärprävention versprechen, liegt seit 2004 leider auf Eis. 
 Die LSV NRW hat sich dafür eingesetzt, dass dieses Thema in die Priorisierungs-
liste des Landespflegeausschusses aufgenommen wurde. Insgesamt ist dies ein 
Thema an dem „ein langer Atem“ gefragt ist. Die LSV NRW bleibt dran! 

 
Antrag Nr. 4 Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht, Forderung: Bessere Beratung 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich im Land dafür einzusetzen, 
dass fachkundige, neutrale Beratungsangebote für die Niederlegung einer Patien-
tenverfügung bekannter gemacht werden und gegebenenfalls ausgebaut werden“. 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung: Eleonore Köth-Feige 
Ergebnis: Grundsätzlich soll gelten:  

Selbststimmungsrecht hat auch bei Patientenverfügungen höchste Priorität. Es 
muss aber auch die Grenze des rechtlich Zulässigen beachtet werden. Auch 
wenn man selber nicht mehr entscheidungsfähig ist, sollen die im Voraus ge-
troffenen eigenen Anordnungen grundsätzlich verbindlich und vom Arzt und Be-
treuer zu befolgen und umzusetzen sein. Das Justizministerium hat hier lediglich 
in einer Broschüre Empfehlungen ausgesprochen. Die Parteien wollen daher die 
Patientenverfügung noch in diesem Jahr gesetzlich regeln. 
Die LSV NRW wird die Mitglieder über den weiteren Fortgang der Gesetzesvor-
lagen informieren und darüber berichten. 
Die LSV NRW hat zu diesem Thema ein LSV INFO AKTUELL (Nr. 12) heraus-
gegeben, zudem ist die Ausgabe Nr. 57 (September 2006) der NUN RDEN WIR 
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mit diesem Schwerpunkt erschienen. Ferner wurde das Thema in das Gespräch 
mit der CDU Landtagsfraktion eingebracht.  
Die BAG LSV hat immer wieder in Schreiben und Stellungnahmen auf die zu-
ständigen Stellen eingewirkt, z.B.: Schreiben an Bundesjustizministerin am 
18.02.2004, Thema: rechtliche Absicherung der Patientenverfügung. Zuletzt 
Schreiben vom 21.04.2007, Thema: Patientenautonomie (s.  Antrag Nr. 9). 

 
Antrag Nr. 5 wurde nach kontroverser Diskussion zurückgezogen. 
 
Antrag Nr. 6 Rauchmelder retten Leben, Forderung: Rauchmelder sollten Pflicht werden 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich bei Bund und Land dafür einzu-
setzen, dass so schnell wie möglich durch Gesetz die Anbringung von Rauch-
meldern in Wohnbereichen vorzunehmen ist.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Eleonore Köth-Feige 
Ergebnis: Auf Anfrage hat das Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes NRW der 

LSV NRW mitgeteilt, dass sie sehr wohl den großen Nutzen installierter Rauch-
warnmelder als Frühwarnsystem bei Bränden in Gebäuden sieht. Gleichwohl setzt 
sie auf eine freiwillige Ausstattung der Gebäude und Wohnungen. Der Landtag 
hat über das Thema Rauchwarnmeldepflicht diskutiert und dazu Sachverständige 
gehört. Nur wenn das Ziel mit den vorgegebenen Maßnahmen nicht erreicht wer-
den sollte, ist eine gesetzliche Verpflichtung zum Einbau von Rauchwarnmeldern 
in Gebäuden und Wohnungen in Erwägung zu ziehen. 
Maßnahmen: Beim Bau von Sozialwohnungen ist seit 2006 der Einbau von 
Rauchmeldern Voraussetzung für eine Landesförderung. Weiter haben große 
Wohnungsunternehmen der LSV NRW gegenüber signalisiert, dass sie ent-
sprechende Konzeptionen in ihren Wohnungsbestand umsetzen werden. 

 
Antrag Nr. 7 Behandlung altersverwirrter Menschen im Krankenhaus 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich bei den Gemeinden des Lan-
des dafür einzusetzen, dass der vom Gesundheitsamt der Stadt Köln entwickelte 
„Überleitungsbogen“ landesweit zum Einsatz kommt. Dadurch lässt sich die Situa-
tion von altersverwirrten Menschen bei somatischen Erkrankungen in Allgemein-
krankenhäusern sichtbar verbessern.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung: Dr. Uta Renn 
Ergebnis: Um die Situation altersverwirrter Menschen in Allgemeinkrankenhäusern zu ver-

bessern, findet derzeit ein Modellprojekt zur „Verbesserung der Versorgung de-
menzkranker älterer Menschen im Krankenhaus“ unter der Federführung des Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverbandes NRW statt. Das Projekt wird durchgeführt an 
Krankenhäusern in Essen, Herdecke, Köln-Porz und Viersen. Die LSV NRW ist 
Mitglied im Projektbeirat. 

 
Antrag Nr. 8 Kurzzeitpflege am Krankenhaus mit Überleitung in die Häuslichkeit 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich bei den Gemeinden des Lan-
des sowie beim Land dafür einzusetzen, dass das Praxisbeispiel der Stadt Köln 
zur Kurzzeitpflege am Krankenhaus mit Überleitung in die Häuslichkeit weitere 
Verbreitung findet.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Dr. Uta Renn 
Ergebnis:  Auf diesem Feld werden zurzeit - im Rahmen der durch den Krankenhaubedarfs-

plan vorgegebenen Bettenreduzierung - Kurzzeitpflegeabteilungen eingerichtet. 
Das Kölner Beispiel wurde im Übrigen durch den Landespflegeausschuss NRW 
allen beteiligten Kommunen bekannt gemacht. 
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Die LSV NRW hat das Thema im Rahmen ihres Seminars im AZK 2006 auf-
genommen. 

 
Antrag Nr. 9 Rechtssicherheit bei Patientenverfügungen 

Die Seniorenvertretung der Stadt Lohmar bittet die LSV NRW, auf der politischen 
Ebene tätig zu werden für Rechtssicherheit bei Patientenverfügungen. 

Antragsteller: Seniorenvertretung der Stadt Lohmar 
Bearbeitung:  Eleonore Köth-Feige 
Ergebnis: Grundsätzlich soll gelten:  

Selbststimmungsrecht hat auch bei der Patientenverfügung höchste Priorität. Es 
muss aber auch die Grenze des rechtlich Zulässigen beachtet werden. Auch 
wenn man selber nicht mehr entscheidungsfähig ist, sollen die im Voraus ge-
troffenen eigenen Anordnungen grundsätzlich verbindlich und vom Arzt und Be-
treuer zu befolgen und umzusetzen sein. Das Justizministerium hat hier lediglich 
in einer Broschüre Empfehlungen ausgesprochen. Die Parteien wollen daher die 
Patientenverfügung noch in diesem Jahr gesetzlich regeln. Die LSV NRW wird die 
Mitglieder über den weiteren Fortgang der Gesetzesvorlagen informieren und dar-
über berichten. 
Die LSV NRW hat das Thema im Rahmen des LSV INFO AKTUELL Nr. 12 auf-
gegriffen (s. Antrag Nr. 4). 

 
Antrag Nr. 10 Bewegung und Sport für Seniorinnen und Senioren - Gesundheitsförderung 

- Prävention und Rehabilitation 
Die Seniorenvertretungen in Nordrhein-Westfalen werden nochmals gebeten, sich 
verstärkt für Bewegungs- und Sportangebote für ältere Menschen einzusetzen. 
Dies in Verbindung mit den Stadt- und Kreisverbänden, die ihrerseits vom Lan-
dessportbund NRW aufgefordert werden, die Sportvereine im Bereich „Sport der 
Älteren“ zu aktivieren. 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Wilhelm Krümpelmann 
Ergebnis: Im August 2006 ist vom LandesSportBund NRW in Kooperation mit dem NRW-

Innenministerium und der Landesseniorenvertretung NRW die Broschüre "Zukunft 
gestalten - aktiv und gesund älter werden in NRW" erschienen. Sie wurde vom 
LandesSportBund NRW allen Kreis- und Stadtsportverbänden mit der Bitte zu-
geleitet, sich für eine Intensivierung der Bewegungs- und Sportangebote durch die 
Sportvereine - in Verbindung mit den örtlichen Seniorenvertretungen - einzu-
setzen. Die Seniorenvertretungen haben die gleiche Broschüre mit einem ge-
meinsamen Brief des LandesSportBundes und der Landesseniorenvertretung 
NRW etwa im Oktober 2006 erhalten und zwar ebenfalls mit der Bitte, sich mit 
den Stadt- und Kreissportverbänden und den Sportvereinen am Ort gemeinschaft-
lich für eine Intensivierung der Bewegungs- und Sportangebote für Senioren, aber 
auch für deren Wahrnehmung und die Beteiligung an diesen Angeboten, einzu-
setzen. 

 
Antrag Nr. 11 Alter und Sucht 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, das Thema Alter und Sucht zu 
kommunizieren und die Ärzteschaft dabei zu unterstützen.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Ruth Hunecke 
Ergebnis: Das Thema "Alter und Sucht" ist nach wie vor ein Tabuthema. Frau Dr. Renn hat 

im Sommer 2006, anlässlich eines Gesprächs bei der Ärztekammer Rheinland, 
auf diese Thematik hingewiesen und um Unterstützung durch die Ärzteschaft ge-
beten. Die LSV hat dieses Thema im "Info-LSV-Aktuell" Nr. 18 (September 2006) 
noch einmal aufgegriffen. Sie hat den Seniorenvertretungen wertvolle Anregungen 
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gegeben und ausführlich auf die Arbeit der DHS – Deutsche Hauptstelle für 
Suchtfragen e.V., Hamm, hingewiesen. 

 
Antrag Nr. 12 Altersrenten, Wirtschaftsentwicklung und Nullrunden 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich beim Bund und beim Land da-
für einzusetzen, dass die Altersrenten künftig nicht durch sog. Nullrunden weiter 
stagnieren und durch die jährliche Inflationsrate weiter an Kaufkraft verlieren. Die 
Altersrenten müssen - wie in den zurückliegenden Jahren - der wirtschaftlichen 
Entwicklung angepasst und durch den Nettolohnzuwachs erhöht werden.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Wilhelm Krümpelmann 
Ergebnis:  Es wurde vom Vorstand der LSV NRW ein Rentenpapier der LAGSO NRW vor-

gelegt, die ihrerseits auf der Sitzung am 7.3.07 die Entschließung zum Thema Al-
tersrenten verabschiedet hat. Die Entschließung soll allen Bundestagsfraktionen 
in Kürze zugestellt werden. Das Rentenpapier wurde bereits in der März-Ausgabe 
der LSV-Zeitung veröffentlicht. Ein neuer Antrag zur Situation der Altersrenten 
und deren Erhöhung wird der Mitgliedersammlung 2007 vorgelegt. 

 
Antrag Nr. 13 Gleichstellung der Refinanzierung von ambulant betreuten Wohngemein-

schaften und stationären Einrichtungen 
„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich beim Bund und beim Land da-
für einzusetzen, dass die Refinanzierung durch die Pflegeversicherung bei ambu-
lanten und stationären Versorgungssystemen gleichgestellt wird.“ 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Dr. Uta Renn 
Ergebnis: Das Thema Pflegeversicherung befindet sich zurzeit in der politischen Diskussion. 

Dabei ist eine Angleichung der Pflegesätze bei ambulanten und stationären Ver-
sorgungssystemen geplant. 

 
Antrag Nr. 14 Versorgung mit Ärzten/Fachärzten in ländlichen Bereichen 
 „Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich im Bund und Land dafür einzu-

setzen, dass flächendeckend die ärztliche/fachärztliche Versorgung in den Stadt-
teilen der Kommunen und ländlichen Bereichen in unserem Land gesichert ist. 
Vorstellbar wäre die Einrichtung von sog. „Sprengelbereichen“. 

Antragsteller: Vorstand LSV NRW 
Bearbeitung:  Dr. Uta Renn 
Ergebnis: Die LSV hat bei einem Gespräch mit der Ärztekammer Nordrhein auf dieses 

Thema hingewiesen, das Problem ist dort bekannt. Ein weiteres Gespräch mit der 
Ärztekammer Westfalen-Lippe steht bevor. Bund und Land sind für dieses Thema 
nicht zuständig. 

 
Antrag Nr. 15 Schriftgrößen von Fahrplänen und Leuchtschriftanzeigen der DB AG 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich dafür einzusetzen, dass die 
Lesbarkeit von Fahrplanaushängen der Deutschen Bahn AG erhöht und die Farbe 
„Rot“ bei Leuchtschriftanzeigen künftig in den Zügen vermieden wird“. 

Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Iserlohn 
Bearbeitung:  Hilde Jaekel 
Ergebnis: Siehe Antwortschreiben vom 12.03.07 der DB: zur Zeit ist keine Änderung vor-

gesehen, erst, wenn noch mehr Reisende dieses Problem aufgreifen. Daher der 
Aufruf an die  Mitglieder, sich bei der DB zu melden. 
Wie angekündigt der Hinweis der DB: Um den Reisenden behilflich sein zu kön-
nen, ist jedoch die vorherige telefonische Anmeldung über die Mobilitäts-
Servicezentrale unter 0180 5 512 512 notwendig. 
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Antrag Nr. 16 Ausgleich von Aufwendungen 
„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich auf kommunaler Ebene dafür 
einzusetzen, dass die finanziellen Auslagen den ehrenamtlich Tätigen erstattet 
werden. Auslagen, die nicht erstattet werden, müssen steuerlich absetzbar sein.“ 

Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Moers 
Bearbeitung: Hilde Jaekel 
Ergebnis:  Ist ein Referentenentwurf für ein Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaft-

lichen Engagements vom 14.12.2006 18:34 Uhr, Bearbeitungsstand: 
Steuerermäßigung bei freiwilligen unentgeltlichen ehrenamtlichen Tätigkeiten zur 
Förderung mildtätiger Zwecke. 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen:  
Inhaltsübersicht  
Artikel 1 Änderung des Einkommensteuergesetzes  
Artikel 2 Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 2000  
Artikel 3 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes  
Artikel 4 Änderung des Gewerbesteuergesetzes  
Artikel 5 Änderung der Abgabenordnung  
Artikel 6 Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung  
Artikel 7 Änderung des Umsatzsteuergesetzes  
Artikel 8 Inkrafttreten  

 
Antrag Nr. 17 Heimbeiräte 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich dafür einzusetzen, dass in den 
Heimbeiräten gesetzlich ein Platz für ein Mitglied eines Senioren(bei)rates vorzu-
sehen ist, wenn am Sitz des Heimes ein solcher Senioren(bei)rat vorhanden ist 
und dieser sich bereit erklärt, in den jeweiligen Heimbeiräten mitzuwirken.“ 

Antragsteller: Seniorenrat der Stadt Ratingen 
Bearbeitung:  Eleonore Köth-Feige 
Ergebnis: Ursprünglich konnte laut Heimmitwirkungsverordnung nur in den Heimbeirat ge-

wählt werden, wer selbst im Heim wohnt. Der Gesetzgeber hat eine Änderung des 
Heimgesetzes vom 01.01.2002 herbeigeführt, in dem andere Wahlmöglichkeiten 
zugelassen sind.  
Die in den Kommunen vertretenen Seniorenvertretungen haben die Möglichkeit, 
entsprechende Kontakte zur Mitwirkung in einem Heimbeirat aufzunehmen. Die 
rechtlichen Rahmenbedingungen der Heimbeiratsarbeit müssen bekannter wer-
den. Das Land NRW ist neben anderen Bundesländern daran interessiert, dass 
Heimbeiräte und Heimfürsprecher Unterstützungsmaßnahmen angeboten be-
kommen, die den gesetzlichen und lebenspraktischen Anforderungen genügen. 
Die Mitarbeit am ISIS-Projekt erwähnen, eine Befragung zur Mitwirkung von 
Heimbeiräten. 
Außerdem: In der AG Entbürokratisierung hat sich die LSV NRW für den Bestand 
der derzeitigen Regelungen eingesetzt, die beschränkt werden sollten. Zudem 
wird dieses Thema bei den Diskussionen Heimgesetz (s. Eckpunkte) auf Land-
essebene wieder ein Thema. M. a. W.: Die LSV NRW bleibt dran! 

 
Antrag Nr. 18 Verlängerung des Projektes „Landesstelle Pflegende Angehörige“ 

„Der Vorstand der LSV NRW wird beauftragt, sich dafür einzusetzen, dass das 
Projekt Landesstelle Pflegende Angehörige verlängert wird.“ 

Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Wermelskirchen 
Bearbeitung: Ruth Hunecke 
Ergebnis: Das Projekt läuft bis zum 15.08.2007. Der Antrag auf Verlängerung des Projektes 

wird rechtzeitig gestellt. 
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Anhang Nr. 3 Anträge 2007 
 

Antrag Nr. 1 Persönliche Einbringung von Anträgen auf der Mitgliederversammlung 
Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Dorsten 
Sprecher der Kommission: Wilhelm Krümpelmann 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme bei folgender Änderung: „Initiatoren/innen 

eines Antrages an die Mitgliederversammlung der LSV NRW sollen nach Aufruf 
des Antrages ihren Antrag durch eine/n Beauftragte/n selbst vortragen und be-
gründen.“ Der Absatz 1 in der Begründung wird gestrichen.  

Ergebnis: Der Antrag wird mit zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung an-
genommen. 

 
 
Antrag Nr. 2 Verbraucherschutz für ältere Verbraucher 
Antragsteller: Seniorenvertretung im Oberbergischen Kreis (SVO) 
Sprecherin der Kommission: Gaby Schnell 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme bei folgender Änderung: Am Schluss des 

Antrages sollen die Worte: “im Besonderen durch Aufklärung und Information“ 
eingefügt werden. 

Ergebnis: Der Antrag wird mit einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen an-
genommen. 

 
 
Antrag Nr. 3 Feinstaubbelastung in verkehrsdichten Zonen 
Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Bochum 
Sprecher der Kommission: Theodor Kraushaar 
Empfehlung: Auf Empfehlung der Antragberatungskommission zieht der Antragsteller seinen 

Antrag zurück und bringt das Antragsbegehren in Form einer Entschließung ein. 
Die Entschließung wird in der Mitgliederversammlung als Tischvorlage aus-
gehändigt. 

Ergebnis: Die Entschließung wird mit sieben Gegenstimmen und acht Enthaltungen 
angenommen. 

 
 
Antrag Nr. 4 Gebrauch der Deutschen Sprache 
Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Minden 
Sprecher der Kommission: Dieter Jaekel 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme. Der Antragsschluss soll wie folgt ergänzt 

werden: „…dass mehr von der Deutschen Sprache Gebrauch in korrekter Form 
gemacht wird.“   

Ergebnis: Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
 
 
Antrag Nr. 5 Zeitlich begrenzter Führerschein für Senioren 
Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Krefeld 
Sprecher der Kommission: Dieter Pohl 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Ablehnung des Antrages in der vorgelegten Form. Sie 

regt an, das Begehren in Form einer Entschließung zu fassen. Diese Willens-
äußerung sollte zum Ausdruck bringen, dass Regelungen, die an ein  
bestimmtes Alter gebunden werden, diskriminierend sind. Regulierende Vor-
schriften über die Fahrerlaubnis müssen alle Verkehrsteilnehmer in gleichem Maß 
erfassen.  

Ergebnis: Mit wenigen Gegenstimmen und einer Enthaltung wird der Vorschlag der 
Antragskommission angenommen. 
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Antrag Nr. 6 Einbeziehung der jeweils örtlichen Seniorenvertretung in die Vorbereitung 

und Organisation der jährlich stattfindenden Mitgliederversammlung der 
LSV NRW e. V. 

Antragsteller: Seniorenbeirat der Stadt Minden 
Sprecher der Kommission: Wilhelm Krümpelmann 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme. 
Ergebnis: Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
Antrag Nr. 7 Standorte der Mitgliederversammlungen 
Antragsteller: Vorstand der LSV NRW,  
Sprecherin der Kommission: Ruth Hunecke 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme bei folgender Änderung: das Wort „festen“ 

vor „Standort“ soll durch das Wort  „zentralen“ ersetzt werden. 
Ergebnis: Der Antrag wird mit einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen an-

genommen. 
 
 
Antrag Nr. 8 Erhebung zur finanziellen Situation der Seniorenvertretungen 
Antragsteller: Vorstand der LSV NRW,    
Sprecher der Kommission: Rolf Freudenthal 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme. 
Ergebnis: Der Antrag wird mit wenigen Gegenstimmen und drei Enthaltungen an-

genommen. 
 
 
Antrag Nr. 9 Altersrenten, Wirtschaftsentwicklung und Nullrunden 
Antragsteller: Vorstand der LSV NRW 
Sprecher der Kommission: Dieter Pohl 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme. 
Ergebnis: Der Antrag wird mehrheitlich zur intensiveren Beratung zurückgezogen. 
 
 
Antrag Nr. 10 Korrekturen von Zeitvorgaben für die Pflege von Schwerstpflegefällen 
Antragsteller: Seniorenvertretung Köln 
Sprecherin der Kommission: Gaby Schnell 
Empfehlung: Die Kommission empfiehlt Annahme. 
Ergebnis: Der Antrag wird mehrheitlich mit einer Enthaltung angenommen. 
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Anhang Nr. 4 Bericht des Schatzmeisters  -  Haushalt  2006 
 
Die Haushalts- und Kassenlage der Landesseniorenvertretung NRW war in allen Monaten des 
Jahres 2006 sehr stabil und sehr zufriedenstellend. Diese Feststellung berücksichtigt die etwas 
höheren Gesamtausgaben im Vergleich zu den Zuwendungen. Für die Aufwendungen im Januar 
2006 konnten im Haushalt 2005 im November und Dezember 2005 kurzfristig Kostenreserven in 
Höhe von € 4.221 gebildet werden. Durch den Zuwendungsbescheid in der zweiten Januar-Hälfte 
2006 über € 63.250 für das erste Halbjahr 2006 war stets die für die LSV-Aufgaben notwendige 
Liquidität vorhanden. Am 18. Juli 2006 wurde der Zuwendungsbescheid für das zweite Halbjahr 
2006 ebenfalls in Höhe von € 63.250 übersandt. Die Finanzmittel werden alle zwei Monate in Teil-
beträgen abgerufen. 
Anhand mehrerer Charts wurden die Gesamtausgaben 2005 und 2006 im Vergleich mit den Zu-
wendungen dargestellt, ebenfalls die Mehrausgaben in 2006 in Höhe von € 874,95 und die Zu-
wendungen für das Planjahr 2007. Dazu dann die Personalausgaben, der Verwaltungsaufwand 
und die Ausgaben für die veranstalteten LSV-Seminare. Bei den Verwaltungsausgaben kam es zu 
Mehrausgaben gegenüber den Haushaltsansätzen, was im Wesentlichen durch die MV 2006 in 
Minden und durch Gerätebeschaffung (Ersatzbedarf PC’s und Scanner) für die Geschäftsstelle 
und Vorstandsmitglieder ausgelöst wurde. Bei den Seminarausgaben konnten die Haushaltsan-
sätze deutlich unterschritten werden, was auf die Übernahme von Kosten durch Seminarver-
anstalter sowie die aus personellen Gründen notwendige Begrenzung von Seminarver-
anstaltungen zurückzuführen war. 
Die vorerwähnten Mehrausgaben im Gesamthaushalt 2006 sind durch drei Buchungsfehler Ende 
November 2006 verursacht worden, die erst sehr viel später in der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Dierkes bemerkt wurden. Die Bezirksregierung Münster wurde darüber bereits im Februar 2007 
informiert und in Verbindung mit dem Verwendungsnachweis für 2006, der mit allen Belegen im 
April 2007 der Bezirksregierung eingereicht werden konnte, wurde der Antrag auf Verrechnung der 
Mehrausgaben in 2006 mit den Minderausgaben in 2005 gestellt. 
Durch das zu Beginn des Haushaltsjahres 2005 eingeführte System der monatlichen Kostenüber-
sichten der WPG Dierkes und der Beleglisten in der Geschäftsstelle, die jeweils allen Vorstands-
mitgliedern und Frau Eifert (in Zukunft auch den Kassenprüfern) zugestellt werden, ist eine Kosten-
transparenz erreicht worden, die ihresgleichen sucht. 
 
2. Mai 2007  
Wilhelm Krümpelmann 
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Anhang Nr. 5 TOP 12 Beitrag von Hiltrud Wessling 
 
 
EU-Richtlinie erkennt Altenpflegeausbildung nicht an  
Im September vergangenen Jahres haben das Europäische 

Parlament und der Europäische Rat die neue Richtlinie über 

die gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen für 

rund 150 Berufe von Selbstständigen, Freiberuflern und 

Arbeitnehmern (Richtlinie 2005/36/EG) verabschiedet.  

Damit wurde sich auf das künftig europaweit entscheidende 

Rechtsinstrument zur gegenseitigen Anerkennung für die Be-

rufsgruppen in den Bereichen Gesundheit und öffentliche Si-

cherheit verständigt. Die Richtlinie, die von allen EU-Staaten 

bis Ende September 2007 in nationales Recht umgesetzt 

werden muss, tritt am 20.10.2007 in Kraft und löst die bis-

herigen EU-Richtliniensysteme der berufsbezogenen und all-

gemeinen Anerkennung von Berufsqualifikationen ab. Sie be-

inhaltet folgende für das deutsche Gesundheitswesen rele-

vanten Punkte: Nach der neuen Richtlinie wird die deutsche 

Gesundheits- und Krankenpflegeausbildung in allen EU-

Staaten voll umfänglich problemlos anerkannt werden. 

Bedingt anerkannt werden, wird die deutsche Gesundheits- 

und Kinderkrankenpflegeausbildung. Pflegekräfte mit spezia-

lisierter Erstausbildung, die per Definition nicht als 

Gesundheits- und Krankenpflegekräfte gelten, üben den 

Pflegeberuf nur innerhalb eines begrenzten Rahmens und 

nur auf eine bestimmte - jeweils unterschiedliche Art und 

Weise - aus. Hierunter fällt die europaweit singuläre deutsche 

Altenpflegeausbildung, die auch weiterhin keine An-

erkennung in anderen EU-Staaten findet. Dem Antrag der 

Bundesrepublik, diese in den Katalog der EU-Richtlinie auf-

zunehmen, wurde leider nicht entsprochen.  

 
 


